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in dem Rechtsstreit

Verkündet am
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hauptsekretär

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

des Gutsbesitzers Heinrich Wilhelm 
in D l H B  Utr.

Klägers und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

die Eheleute Betonmeister Alfred 
Margareti gebe S und

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br«,
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 18. Oktober 1968 unter 
Mitwirkung der Bundesrichter Dr. Piepenbrock, Dr. Freitag, 
Dr. Mattem, Bill und Dr. Grell

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 6. Zivilsenats 
des Oborlandesgerichts in Hamm vom 26. Februar 1965 
wird auf Kosten dos Klägers zurückgewiesen.

Von Rechts v/egen

Tatbestand:

Der Großvater des Klägers, der Gutsbesitzer Heinrich 
D U B ,  der inzwischen verstorben und durch den Kläger 
beerbt worden ist, bestellte den beklagten Eheleuten 
durch notariellen Vertrag vom 15. September 1952 an 
einem ihm gehörigen Grundstück ein Erbbaurecht. Das 
Grundstück lag in der Gemarkung DflHBund war 1 528 qm 
groß. Hach dem Vertrag hatten die Beklagten dem jeweiligen 
Grundstückseigentümer einen Erbbauzins von jährlich 60 DM 
zu zahlen. Die Beklagten errichteten auf dem landwirtschaft 
lieh nicht mehr genutzten Grundstück ein Wohnhaus und 
legten auf der übrigen Fläche einen Garten an.

Der Kläger begehrt Verurteilung der Beklagten als 
Gesamtschuldner zu Zahlung eines Erbbauzinses von jähr­
lich 382 DM seit dem 1. Januar 1964 statt der im Vertrag 
vereinbarten 60 DM. Auf den rechtlichen Gesichtspunkt
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des Wegfalls der Geschäftsgrundlage gestützt macht er 
geltend, der Großvater des Klägers sei bei Geschäftsab­
schluß von der Vorstellung ausgegangen, auf den Vertrag 
seien die Preisvorschriften anzuwenden; der Preisstopp 
werde auch auf absehbare Zeit nicht aufgehoben und der 
Realwert des vereinbarten Erbbauzinses werde sich in 
absehbarer Zeit nicht wesentlich andern«. Diese (irrigen) 
Vorstellungen seien Geschäftsgrundlage des Vertrages ge­
wesen. Nach dem Wegfall des Preisstopps seien insbeson- 
dere solche Grundstücke, die wie die den Beklagten zu 
Erbbaurecht überlassenen nahe der ütadt lägen, erheblich 
im Preis gestiegen. Die Deutsche Mark habe in der Zeit 
von 1953 bis 1963 18 $ ihrer Kaufkraft eingebüßt. Von
einer Gleichwertigkeit der vertraglich vereinbarten 
Leistungen und Gegenleistungen könne hiei’nach keine Rede 
mehr sein. Statt des vereinbarten Erbbauzinses von 0,039 DM 
sei jetzt ein Zins von 0,25 DM - jeweils je Quadratmeter 
und Jahr - angemessen.

Die Beklagten sind diesen Ausführungen entgegenge- 
treten. Oie machen u.a. geltend, ihre Gegenleistung habe 
sich nicht auf den Erbbauzins beschränkt. Oie hätten viel- 
mehr, von der Verpflichtung zur Erhaltung der zu er­
richtenden Baulichkeiten abgesehen, das früher öde, fei- 
sige und mit Abraum von früheren Bergbaubetrieben be­
deckte Gelände unter großen Aufwendungen bebaubar und 
urbar gemacht.

Die Klage ist in beiden Vorinstanzen erfolglos ge- . 
blieben. Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Klage- 
begehren weiter, während die Beklagten um Zurückweisung 
des Rechtsmittels bitten.
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Zntscheidungsgründe:

I*

In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung dos Senats 
und-der im Schrifttum herrschenden Auffassung geht das 
Berufungsgericht davon aus, daß § 9 Abs. 2 Satz 1 Erb­
baurechtsverordnung, v/onach der Erbbauzins nach Zeit 
und Höhe für die ganze Erbbauzeit im voraus feststehen 
muß, der Wirksamkeit schuldrechtlicher Vereinbarungen 
über eine Anpassung des Erbbauzinses an geänderte Ver­
hältnisse nicht entgegensteht (vgl. Urteile des erkennen­
den Senate vom 10. November 1967? V ZR 105/67, MUR 1968,
137.= WM 1967, 1220; Vom 20. März 1964, V ZR 46/63 WM 1964, 
561; BOHZ 22, 220; vom 23. Oktober 1957, V ZR 270/56,
RdL 1958, 7; Ingenstsu, ErbbauVO 3. Aufl. § 9 Rdn. 18 
mit weiteren Nachweisen; a.A. Huber, NJW 1952, 687;
Holtzmann, NJW 1967, 915). Von dieser Auffassung abzu­
gehen sieht der Senat keinen Anlaß. Auch dagegen be­
stehen keine Bedenken, daß die Grundsätze über den Weg­
fall der Geschäftsgrundlage auf die Vereinbarung eines 
Erbbauzinses anzuwendon sind (vgl. Urteile des Senats 
vom 12. Dezember 1952, V ZR 99/51, DM BGB § 157 - U - 
Nr. 1, und das bereits genannte Urteil vom 23- Oktober 1957).

II.

1. Das Berufungsgericht hat die Frage des Fehlens 
oder des Wegfalls der Gesehäftsgrundlage unter zwei ver­
schiedenen Gesichtspunkten geprüft.
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a) Es ist zunächst unter Hinweis auf das Urteil des 
Senats vom 14. Juli 1953, V ZR 72/52 LM BGB § 242 (Bla.)
Hr. 18 davon ausgegangen, daß die Geschäftsgrundlage ge­
bildet werde durch die bei Vertragsabschluß zutage ge­
tretenen, dem Geschäftsgegner erkennbaren und von ihm 
nicht beanstandeten Vorstellungen (hier fehlt im Berufungs 
urteil: der einen Vertragspartei oder die gemeinschaft­
lichen Vorstellungen) beider Vertragsparteien vom Vor­
handensein oder dem künftigen Eintritt gewisser Umstände, 
sofern der Geschäftswillc der Parteien auf diesen Vor­
stellungen aufbaut.

Als hier in Betracht kommende Vorstellungen dieser 
Art hat es zunächst in Erwägung gezogen, daß die Vertrags­
parteien davon ausgegangen seien, die zur Zeit des Ver­
tragsabschlusses für die Bemessung des Erbbauzinses maß­
geblichen Umstände - insbesondere der Grundstückswert 
und der allgemeine Zinssatz - blieben für die Vertrags- 
dauer unverändert. Der Kläger habe indessen selbst vor­
getragen, er könne nicht ernsthaft die Behauptung auf­
stellen, daß sein Großvater nach den Erfahrungen aus 
zwei Weltkriegen und zwei Währungs.zusammenbrüchen der­
artige Vorstellungen gehegt habe.

Das Berufungsgericht geht sodann auf die Behauptung 
des Klägers ein, sein Großvater habe sich bei der Be­
messung des Erbbauzinses von der Vorstellung leiten lassen 
auf absehbare Zeit werde die aus der Preisstoppverordnung 
sich ergebende Preisgebundenheit für Grundstücke nicht 
aufgehoben und der Realwert des Erbbauzinses sich nicht 
verschlechtern. Es sieht die Richtigkeit dieser Be­
hauptungen aus näher dargelegten Gründen als sehr zweifel­
haft an; es vermißt auch einen Bewoisantritt des Klägers
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und überdies die für die Schlüssigkeit des Vortrags er­
forderliche weitere Behauptung, daß derartige Vorstellungen 
des Rechtsvorgängers des Klägers den - im Rechts-'und 
Grundstückswesen nicht bewanderten - Beklagten mindestens 
erkennbar gewesen und von ihnen nicht beanstandet worden 
seien. Der Großvater des Klägers, so führt das Berufungs­
gericht weiter aus, sei als Gutsbesitzer ein in Grund­
stücksfragen erfahrener Mann gewesen« Br habe bei Ver­
tragsabschluß vorausgesehen, daß die wirtschaftlichen 
Verhältnisse sich nach der schon damals sieh abzeichnenden 
Entwicklung bald verändern würden« Dennoch habe er sich 
weder in dem Vertrag mit den Beklagten noch in einem im 
Jahr 1956 mit einem anderen Vertragspartner geschlossenen 
Brbbaurechtsvertrag gegen solche Änderungen abgesichert« 
Ganz offensichtlich habe er sich nicht von rein wirt­
schaftlichen Erwägungen leiten lassen und habe eine mög­
licherweise zu seinem Nachteil sich auswirkende Ent­
wicklung in Kauf genommen« Daran scheitert nach Ansicht 
des Berufungsgerichts die Anwendbarkeit der Grundsätze 
über den Wegfall der Geschäftsgrundlage«

b) In seinen weiteren Ausführungen geht das Berufungs­
gericht davon aus, daß ”die entwickelten Grundsätze über 
den Wegfall der Geschäftsgrundlage auch dann gelten, 
wenn die Geschäftsgrundlage in einem rein objektiven 
öinne verstanden wird”« In diesem Zusammenhang stellt 
das Berufungsgericht ab auf das Vorhandensein und -bleiben 
von Umständen, die gegeben sein müssen, um den Vertrag 
noch als brauchbare und sinnvolle angemessene Gestaltung 
erscheinen zu lassen, ohne daß die Parteien sich der Be­
deutung dieser Umstände bewußt gewesen seien« Zu einer 
Änderung des Vertragsverhaltnisses komme es nach dieser
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Betrachtungsweise hier aber nur dann, wenn das Pesthalten 
des Klägers am Vertrage (durch die Beklagten).einen Ver­
stoß gegen Treu und Glauben darstelle. Bas Berufungs­
gericht verneint in seinen weiteren Ausführungen das 
Vorliegen dieser Voraussetzung. Sie ergebe sich nicht 
aus dem unstreitigen Kaufkraftverlust (der Deutschen Mark) 
von 18 $. Auch die ’'Beachtung des Gedankens der Gleich­
wertigkeit von Leistung und Gegenleistung" führe zu keinem 
anderen Ergebnis. Der Kläger könne sich auch nicht mit 
Erfolg auf das zwischenzeitliche Steigen der Grundstücks­
preise berufen.

2. Die Angriffe der Revision richten sich gegen die 
vorstehend unter 1 b) gekennzeichneten Ausführungen des 
Berufungsgerichts. Dabei verkennt die Revision, daß diese 
Ausführungen nicht isoliert für sich betrachtet werden 
dürfen, sondern ihre Ergänzung in den vorangehenden Fest­
stellungen (1 a) finden. Im einzelnen ist zu den Revisions­
rügen folgendes zu sagen:

a) Das Berufungsgericht ist in dem hier erörterten 
Zusammenhang davon ausgegangen, die Vertragspartner hätten 
- wie dies der allgemeinen Regel entspreche - bei Vertrags­
abschluß die Gleichwertigkeit von Leistung und Gegen­
leistung beabsichtigt; es vermißt aber substantiierte 
Behauptungen des Klägers, daß die Gleichwertigkeit hier 
nicht gewahrt worden sei; die Behauptung, der Großvater 
des Klägers habe sich bei der Bemessung des Erbbauzinses 
durch die Preiövorschriften beeinflussen lassen, reiche 
als Begründung nicht aus.
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Ohne Erfolg macht die Revision demgegenüber geltend, 
daß nach einem Erfahrungssatz der Stoppreis für Grundstücke 
nicht mehr dem eigentlichen Verkehrswert entsprochen habe« 
Zwar scheitert dieser Revisionsangriff nicht schon daran, 
daß die Verordnung über die Preisüberwachung im Grund­
stücksverkehr vom 7. Juli 1942 (RG Bl. I 451). nach einer 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (MpR.1954, 527) 
auf die Bestellung eines Erbbaurechts schon zur Zeit des 
Vertragsabschlusses keine Anwendung fand. Die Vorstellung, 
sie sei anwendbar, könnte nämlich dennoch die Bemessung 
des Erbbauzinses beeinflußt haben* Der Kläger hätte darüber 
aber ins einzelne gehende Behauptungen aufstellen müssen*
Er hat jedoch, wie im Berufungsurteil an anderer Stelle 
($. 11 unten) hervorgehoben wird, nicht einmal geltend 
gemacht, daß der vereinbarte Zins an der zulässigen Hochst*- 
grenze gelegen habe. Kehlt es hiernach schon an hinreichen­
den Behauptungen des Klägers über die Ursächlichkeit der 
Vorstellungen über die Anwendbarkeit der Preisvorschriften 
für die Höhe des vereinbarten Erbbauzinses, so ist er über­
dies nach den Ausführungen des Berufungsgerichts auf Seite 11 
unten des angefochtenen Urteils hinsichtlich der hier 
überhaupt in Betracht zu ziehenden Behauptungen auch be­
weisfällig geblieben* Auf die Frage, welcher Erbbauzins 
bei Außerachtlassung der Preisvorschriften bei Vertrags­
abschluß zu erzielen gewesen wäre, kommt es hiernach nicht 
mehr an* Schon daran scheitert die weitere Rüge der Re­
vision, das Berufungsgericht hätte in dieser Richtung 
weitere Fragen stellen (§ 139 ZFO) und einen Sachver­
ständigen auch von Amts wegen hinzuziehen müssen*

b) Baß der Kaufkraftverlust der Deutschen Mark seit 
Vertragsabschluß etwa 18 ausmachte, war, wie sich aus
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dem Berufungsurteil (auf S. 13 unten) ergibt, zwischen 
den Parteien, die dabei offenbar von einer Auskunft des 
Statistischen Landesamts Nordrhein-Westfalen vom 17«. De­
zember 1962 ausgingen, unstreitig. Für die Einholung einer 
Auskunft des Statistischen Bundesamts darüber, ob die 
Kaufkraftminderung nicht einem noch höheren Prozentsatz 
entsprach, war hiernach kein Baum.

c) Das Berufungsgericht hat nicht verkannt, daß die 
Grundstückspreise infolge der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entr/icklung erheblich gestiegen sind. Zahlen hat es zwar 
in diesem Zusammenhang nicht genannt. Es liegen aber keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß es die Behauptung des Klägers 
übersehen hatte, er habe durch einen Ende 1964 abge­
schlossenen Vertrag ’’eines der Erbbaugrund stücke” zu einem 
Kaufpreis von 20 DM je qm veräußert. Daß nach der Be­
hauptung des Klägers der Erbbauzins demgegenüber auf der 
Basis eines Quadratmeterpreises von 1,~ DM errechnet worden 
war, hat das Berufungsgericht auch ausdrücklich erwähnt 
(S. 15 oben des Berufungsurteils). Ob es allerdings davon 
ausgegangen ist, das den Vertragsgegenstand bildende Grund­
stück sei im Wert stärker gestiegen, als dies der allge­
meinen Wertsteigerung unbebauter Grundstücke in dem hier 
in Betracht kommenden 2eitraum entsprach, mag zweifel­
haft sein. Dies brauchte es indessen auch nicht, da ihm 
auch der von der Hevision in diesem Zusammenhang erv/ähnte 
Sachvortrag des Klägers dazu keinen hinreichenden Anlaß 
gab.

Entgegen der Ansicht der Hevision brauchte das Be­
rufungsgericht auch bei Zugrundelegung dieses Sachvortrags 
des Klägers keinen Verstoß der Beklagten gegen 'freu und 
Glauben darin zu erblicken, daß sie an den Vereinbarungen
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über die Höhe des Erbbauzinses festhalten. Wie das Be­
rufungsgericht im Rahmen der oben unter 1 a) wiederge- 
gebenen Ausführungen festgestellt hat, hatte der Rechts­
vorgänger des Klägers bei Vertragsabschluß vorausgesehen, 
daß die värtschaftlichen Verhältnisse sich schon alsbald 
verändern würden; er hatte die Möglichkeit, daß sich dies 
zu seinem Hachteil auswirken werde, in Kauf genommen» Schon 
deshalb kann der Kläger keine Rechte daraus herleiten, 
daß diese Möglichkeit sich tatsächlich verwirklicht hat»
Denn auch dann, wenn man die Geschäftsgrundlage in einem 
objektiven Sinn versteht (oben 1 b), kann nur eine weder 
vorausgesehene noch voraussehbare wesentliche Änderung 
der Verhältnisse unter dem Gesichtspunkt von Treu und 
Glauben zu einer Änderung vertraglicher Leistungen führen 
(vgl. dazu das obengenannte Urteil des Senats vom 25» Ok­
tober 1957)- Daran fehlt es hier-

Im übrigen hat das Berufungsgericht - von der vor­
stehend erörterten Peststellung abgesehen - in Überein­
stimmung mit der zuletzt genannten Entscheidung des Senats 
mit Recht betont, es falle unter das normale Risiko von 
Verträgen mit so langer Laufzeit wie der hier verein­
barten (99 Jahre), daß sich die Verhältnisse während der 
Vertragsdauer zuungunsten des einen oder des anderen Ver­
tragspartners änderten. Der Gesichtspunkt des Wegfalls 
der Geschaftsgrundlage bietet in der Regel keine Hand­
habe, ein solches Risiko im Ergebnis auf den anderen Ver­
tragspartner abzuwälzen und auf diese Weise letztlich eine 
Währungsgleitklausel in den Vertrag hineinzuinterpretierenc 
Wie der Senat wiederholt entschieden hat, kann eine - von 
den Parteien bei Vertragsabschluß nicht vorausgesehene - 
Beeinträchtigung des Gleichgewichtsverhältnisses von Leistung
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und Gegenleistung eine Abweichung von dem Grundsatz, daß 
Verträge einzuhalten sind, nur bei derart grundlegenden 
und einschneidenden Änderungen der maßgeblichen Umstände 
rechtfertigen, daß ein weiteres Festhalten am ursprüng­
lichen Vertrag zu einem mit Hecht und Gerechtigkeit schlecht­
hin nicht mehr vereinbaren Ergebnis führen würde (vglo dazu 
das Urteil des Senats vom 14. Oktober 1959 > V ZR 9/58,
NJW 1959> 2203 mit weiteren Nachweisen). Daß das Berufungs­
gericht eine solche Änderung nicht schon in der seit 1952 
eingetretenen Kaufkraftminderung und dem Ansteigen der 
Grundstückspreise gesehen hat, läßt keinen Rechtsverstoß 
erkennen.

d) Vergeblich wendet sich die Revision gegen die Auf­
fassung des Berufungsgerichts, für die Beurteilung der Frage, 
ob die gegenseitigen vertraglichen Leistungen einander 
gleichwertig seien, komme es auf den Zeitpunkt des Vertrags­
abschlusses an. Der für sich allein betrachtet vielleicht 
mißverständliche Satz des Berufungsurteils ergibt im Zu­
sammenhang gelesen, daß das Berufungsgericht hier zunächst 
prüft, ob die Parteien sich bei Vertragsabschluß durch 
die Vorstellung der Gleichwertigkeit von Leistung und 
Gegenleistung haben leiten lassen. Das Berufungsgericht 
hat es dann aber nicht bei der Gegenüberstellung der 
beiderseitigen Leistungen so, wie sie sich zur Zeit des 
Vertragsabschlusses den Vertragspartnern darsteilten, 
bewenden lassen, sondern ist in seinen weiteren Ausführungen 
auf die Frage der Erschütterung des Gleichgewichtsverhält­
nisses in der Folgezeit und ihre Bedeutung für den recht­
lichen Gesichtspunkt des Wegfalls der Geschäftsgrundlage 
eingegangen. Damit gehen die von der Revision an diesen 
Angriff geknüpften weiteren Folgerungen ins Leere.
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e) Die Revision bekämpft ferner den Hinweis des 
Berufungsgerichts, der Kläger möge bedenken, daß er 
im Palle eines Grundstücksverkaufs - statt eines Ver­
trages über die Bestellung eines Brbbaurechts - auch 
nicht an der Steigerung des Grundstückswerts hätte 
teilhaben können, und zwar auch nicht im Palle eines 
Verkaufs auf Rentenbasis ohne Gleitklausel, Die Re­
vision meint, dem Kläger wäre im Palle eines Ver­
kaufs der volle Gegenwert zugeflossen, Pr hätte dann 
die Möglichkeit gehabt, damit andere Sachwerte zu er­
werben. Weiter wendet sich die Revision dagegen, daß 
das Berufungsgericht aus den sozialpolitischen Gründen, 
die zur Hinrichtung des Brbbaurechts geführt haben, 
darauf schließt, daß bei Prüfung der Frage des Wegfalls 
der Geschäftsgrundlage und eines Verstoßes gegen Treu 
und Glauben strenge Maßstäbe anzulegen seien.

Bei diesen Ausführungen des Berufungsgerichts han­
delt es sich indessen ersichtlich nur um zusätzliche 
Erwägungen; nicht sie tragen das angefochtene Urteil.
Auf die dagegen gerichteten Angriffe der Revision braucht 
daher nicht eingegangen zu werden.

III,

Da das angefochtene Urteil nach alledem den Revi­
sionsangriffen standhält und auch im übrigen keinen 
Rechtsirrtum zum Nachteil des Klägers enthält, war dessen
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Revision zurückzuweisen• Nach § 97 ZPO hat der Kläger 
auch die Kosten seines erfolglosen Rechtsmittels zu 
trageno
Dr* Piepenbrock Pr« Freitag Mattem

llill Pr, Grell
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